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§ 17  Absehen von der Vollstreckung bei Auslieferung und Ausweisung 
 
(1) Soll eine verurteilte Person wegen einer anderen Tat einer ausländischen Regierung ausgeliefert oder 
aus dem räumlichen Geltungsbereich der Strafprozessordnung ausgewiesen werden, so prüft die 
Vollstreckungsbehörde – unter Beachtung der hierzu erlassenen landesrechtlichen Vorschriften –, ob und 
inwieweit es angezeigt ist, von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe, einer Ersatzfreiheitsstrafe oder einer 
Maßregel der Besserung und Sicherung abzusehen (§ 456a StPO). Sieht die Vollstreckungsbehörde von 
der Vollstreckung ab, so teilt sie dies der Ausländerbehörde mit und legt einen Suchvermerk im 
Bundeszentralregister nieder.

(2) Die Vollstreckungsbehörde soll zugleich mit dem Absehen von der Vollstreckung die Nachholung für den 
Fall anordnen, dass die ausgelieferte oder ausgewiesene Person zurückkehrt, und hierzu einen Haftbefehl 
oder einen Unterbringungsbefehl erlassen sowie die erforderlichen Fahndungsmaßnahmen, insbesondere 
die Ausschreibung zur Festnahme, veranlassen. Hierüber ist die verurteilte Person in einer für sie 
verständlichen Sprache zu belehren. Die Belehrung ist aktenkundig zu machen. Sie kann der 
Vollzugsanstalt übertragen werden.


